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Klassische Stiftungen unterliegen wie die Vorsorgeeinrichtungen der beruflichen Vorsorge der eid-
genössischen oder kantonalen Aufsicht über Stiftungen. Im Fall der kantonalen Zuständigkeit 
nimmt die Aufsichtsfunktion die BSABB wahr, die BVG- und Stiftungsaufsicht beider Basel. Die 
BSABB ist ein bikantonales Institut des öffentlichen Rechts gemäss dem Vertrag zwischen den 
Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft über die BVG- und Stiftungsaufsicht beider Basel 
(BVG- und Stiftungsaufsichtsvertrag) vom 14. Juni 2011. 

Gemäss § 17 des Staatsvertrags erhebt die BSABB für ihre Tätigkeit Gebühren, welche deren 
Kosten zu decken haben und sich aus jährlichen Aufsichtsgebühren und aus Gebühren für Verfü-
gungen und Dienstleistungen bestehen. Gemäss § 8 der Ordnung über die Stiftungsaufsicht vom 
23. Januar 2012 hat der Stiftungsrat jährlich einen Bericht über die Tätigkeit der Stiftung einzu-
reichen und verschiedene Belege mit einzureichen (z.B. Jahresrechnung, Revisionsbericht u.ä.).  

Sind alle Dokumente in Ordnung, erlässt die Aufsicht eine Verfügung über die jährliche Grundge-
bühr, die z.B. für eine Stiftung mit einer Bilanzsumme zwischen CHF 100'001 und CHF 500'000 
bei CHF 550 pro Jahr liegt, bei einer Bilanzsumme zwischen einer halben und einer ganzen Million 
bei CHF 720. 

Für kleinere, ehrenamtlich geführte Stiftungen ist die Berichterstattung mit einem relativ grossen 
Aufwand verbunden. In einem Null-Zins-Umfeld fallen zudem Gebühren zwischen rund einem und 
bis zu fünf Promille des Stiftungskapitals effektiv ins Gewicht und belasten das Kapital.  

Unabhängig von der Rechtsform (aber häufig im Falle von Stiftungen) kann eine juristische Person 
von der Pflicht zur Entrichtung von Gewinn- und Kapitalsteuern befreit werden. Im Kanton Basel-
Stadt wird systematisch überprüft, ob die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung weiterhin ge-
geben sind. Deshalb verlangt § 122 der basel-städtischen Steuerverordnung, dass eine steuerbe-
freite Stiftung alle zwei Jahre die zwei letzten Jahresrechnungen und einen Fragebogen einreicht, 
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welcher ähnlich wie eine Steuererklärung aufgebaut ist. Die Steuergesetzgebung des Kantons 
Basel-Landschaft kennt keine entsprechende Regelung; die steuerbefreiten juristischen Personen 
sind von der regelmässigen Einreichung von steuererklärungsähnlichen Formularen befreit, solan-
ge seitens der Verwaltung kein Anlass für eine Überprüfung besteht. 

Der Sinn der jährlichen Aufsicht über die klassischen Stiftungen kann nach Ansicht der Unter-
zeichneten analog zur basel-städtischen Kontrolle für die Steuerbefreiung mit einer zweijährlichen 
Prüfung gewahrt werden. Selbst wenn die Prüfung dann jeweils 24 Monate umfasst, sind doch die 
Aufwendungen für alle Beteiligten bei einer statt zwei Prüfungen tiefer, so dass auch mit deutlich 
tieferen Gebühren der BSABB zu rechnen ist: Die Unterzeichneten gehen davon aus, dass der 
Prüfungsaufwand der Behörde für 24 Monate nicht mehr als 20% über dem Aufwand für 12 Mona-
te zu liegen kommt, so dass über die Jahre eine Reduktion der Gebühren von 40% resultiert (ma-
ximal 120% der bisherigen Gebühren für zwei Jahre, also 60% pro Kalenderjahr). 

Die Unterzeichneten bitten daher den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, ob und inwiefern 
der Staatsvertrag anzupassen ist, damit für klassische Stiftungen (oder zumindest für einen Teil 
der klassischen Stiftungen, z.B. solche mit einer Bilanzsumme von weniger als CHF 5 Millionen) 
statt einer jährlichen Berichterstattung eine zweijährliche Berichterstattung unter deutlicher Sen-
kung der Aufsichts-Grundgebühren eingeführt werden kann, respektive ob und wie der Regie-
rungsrat den Verwaltungsrat der BSABB zu motivieren gedenkt, die entsprechenden Bestimmun-
gen der Aufsichtsordnung (inklusive Anhang) anzupassen. 

Ein entsprechendes Begehren wird zeitgleich im Grossen Rat zuhanden des Regierungsrates des 
Kantons Basel-Stadt eingereicht. 

 

 


